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Einleitung 

Α. Gegenstand und Ziel der Untersuchung 

Die polizeiliche Tätigkeit gilt in klassisch-rechtsstaatlicher Perspektive als 
Prototyp rechtlich gebundenen und begrenzten Handelns. Struktur und Hand-
lungsmöglichkeiten der Polizei als Institution werden als paradigmatischer Aus-
druck des Verhältnisses der Bürger zum Staat beschrieben.1 Die Aufgabe der 
Gefahrenabwehr,  auf die sich das Polizei- und Ordnungsrecht gegründet hat, ist 
zentrales Element und Modell für die Ausbildung eines rechtsstaatlichen Ver-
waltungsrechts gewesen, das durch den Vorbehalt und den Vorrang des Geset-
zes geprägt wurde und unter anderem rechtsförmliche  Handlungsmuster, 
Rechtsbindungen der zu treffenden  Entscheidungen, insbesondere auch des Er-
messens, sowie Vorgaben für die Inanspruchnahme von Personen einschloß.2 

Das Polizeirecht erschien als solider Kern des deutschen Verwaltungsrechts3, 
und ihm, so meinte man feststellen zu können, „fehlt... der Reiz des Neuen"4. 

Die Strukturen des überkommenen Rechts der Polizei haben sich in den ver-
gangenen Jahren verändert. In den Länderpolizeigesetzen ist die traditionelle 
Aufgabe der Gefahrenabwehr  um die Aufgaben der Verhütung von Straftaten, 
der Vorsorge für die Verfolgung von Straftaten und der Vorbereitung für die 
Gefahrenabwehr  ergänzt worden. Zugleich sind zahlreiche Befügnisregelungen 
aufgenommen worden, die sich nur noch begrenzt der Abwehr von Gefahren 
zuordnen lassen. 

Diese Entwicklungen sollen in der vorliegenden Arbeit untersucht werden. 
Zu den die Untersuchung leitenden Überlegungen zählt die These, daß sich das 
Polizeirecht aus dem allgemeinen Ordnungs- oder Gefahrenabwehrrecht  ausdif-
ferenziert.  Zu den Hintergründen gehören vor allem veränderte Formen des 
Umgangs mit Risiken und eine veränderte Sicherheitssemantik auf Gesell-
schaftsebene, aber auch gewandelte Kriminalitätsformen sowie vorfeldorien-

1 Wagner,  AK-PolG NRW, Einl. A Rn 1, mit Hinweis auf Wacke,  Polizei, Sp. 1897: 
„Wo uns ... die Polizei gegenübertritt, da wissen wir, wie weit die Staatsgewalt gehen 
darf.". 

2 Forsthoff,  Anrecht, S. 51; Menger,  Bestimmung, S. 300; Ossenbühl,  Ermessens-
und Beurteilungsspielraum, S. 463; Di Fabio , Risikoentscheidungen, S. 11 ff. 

3 Wolff  Gestaltung, S. 134. 
4 Frotscher,  Schutz, S. 695. 



16 Einleitung 

tierte, proaktive und operative Konzeptionen der Polizei. Mit den neuen gesetz-
lichen Regelungen entwickelt sich das Polizeirecht zu einem eigenständigen 
Rechtsgebiet, so wie sich andere Bereiche, etwa das Umweltschutzrecht und das 
technische Sicherheitsrecht, mit eigenen Strukturmerkmalen verselbständigt ha-
ben. Es behält einerseits Elemente der Gefahrenabwehr  bei und erhält anderer-
seits neuartige Elemente, die durch die Ausrichtung auf eine der Differenz  von 
Gefahrenabwehr  und Strafverfolgung  vorgelagerten Ebene geprägt sind. Diese 
Ebene - markiert mit der Straftatenverhütung  und der Verfolgungsvorsorge  - ist 
durch den Bezug auf Straftaten gekennzeichnet und in spezifischer Weise ge-
staltet: keineswegs allein durch bestimmte Vorsorgemuster, sondern auch etwa 
durch Handlungsformen oder Regelungselemente, die man aus dem Nachrich-
tendienstrecht kennt, oder durch Elemente, die auf die Nahtstellen zur Gefah-
renabwehr oder zur Strafverfolgung  reagieren. 

Es handelt sich nicht schlicht um eine Verstärkung des Präventionselements 
im Polizeirecht. Vielmehr werden die Aufgaben und Befugnisse unter mehreren 
Gesichtspunkten auf das Vorfeld der vormals aufgrund bestimmter Einschreit-
schwellen begrenzten Gefahrenabwehr-  und Strafverfolgungstätigkeit  der Poli-
zei erstreckt und in einer darauf zugeschnittenen Form geregelt. Daran knüpft 
die Unterscheidung von Gefahrenabwehr  und Strafverfolgung  wieder an. Zwi-
schen der Verhütung von Straftaten im Vorfeld, ihrer Verhinderung im Sinne 
traditioneller Gefahrenabwehr,  der Vorsorge für die Verfolgung von Straftaten 
und der Verfolgung begangener Straftaten lassen sich vor einem solchen Hin-
tergrund Zusammenhänge herstellen und neue Interdependenzen herausarbeiten. 

Quer dazu liegt die rechtliche Erfassung staatlicher Informations- und Da-
tenverarbeitung, aufgrund derer staatliche Tätigkeit anders konzipiert wird als 
zuvor und das Polizeirecht - auch - informationsrechtlich  zu denken ist. Auch 
wenn dies einen Bedarf  an gesetzlichen Vorschriften  für polizeiliches Vorge-
hens hervorgerufen  hat, das vorher nicht regelungsbedürftig  erschien, ist die 
Regelung der Befugnisse zu Informations- und Datenverarbeitungen den sachli-
chen Veränderungen des Polizeirechts in der theoretischen Analyse nachge-
schaltet. Im Zentrum stehen die Erweiterungen der polizeilichen Aufgaben um 
die Straftatenverhütung  und um die Verfolgungsvorsorge  sowie die diesen Auf-
gaben zugeordneten, die Tätigkeit vorverlagernden Regelungsinhalte der poli-
zeilichen Befugnisse. Wegen der Interdependenzen zwischen sämtlichen Auf-
gaben und Befugnissen handelt es sich um eine Gesamtmodifikation der poli-
zeilichen Tätigkeit. 

Da sich polizeiliche Tätigkeiten und Polizeirecht so grundlegend ändern, 
muß dessen Dogmatik in weiten Teilen neu entwickelt werden. Eine Ausgangs-
basis dafür bleibt die traditionell elementare Unterscheidung von Gefahrenab-
wehr und Strafverfolgung  mit ihren rechtlichen, insbesondere freiheitsschützen-
den Funktionen. Eine Analyse der Hintergründe der Veränderungen und der in 
die Polizeigesetze aufgenommenen Bindungen polizeilicher Tätigkeit, insbe-
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sondere der neuartigen Formen der Determination, sichert die Grundlagen und 
liefert  Ansätze zur Dogmatisierung des neuen Polizeirechts. Ziel der Untersu-
chung ist es, die neuen Strukturen und Elemente des Polizeirechts in ihrer Ei-
genständigkeit, aber zugleich in den zu berücksichtigenden Bezügen zur Gefah-
renabwehr und zur Strafverfolgung  zu erarbeiten. 

B. Gang der Untersuchung 

Im ersten Kapitel sollen die Charakteristika des überkommenen Polizeirechts 
herausgearbeitet werden. Ausgangspunkte sind die inhaltliche Differenz  von 
Gefahrenabwehr  und Strafverfolgung  sowie die Trennung von Aufgaben und 
Befugnissen, die als zentrale dogmatische Unterscheidung seit dem MEPolG 
die Polizeigesetze prägt (Punkt A.I.). Polizeirecht ist Gefahrenabwehrrecht,  in-
dem der Polizei die Aufgabe der Abwehr von Gefahren fur die öffentliche  Si-
cherheit oder Ordnung zugewiesen ist (Punkt A.II.l.). Die Analyse der polizei-
lichen Befugnisse kann nach Ausfuhrungen dazu, welche Tätigkeit der gesetzli-
chen Regelung bedarf,  in eine Analyse der Generalklausel und der Standardbe-
flignisse unterteilt werden (Punkt Α.Π.2.). Dabei gilt das Interesse auch den 
Bruchlinien des überkommenen Gefahrenabwehrrechts,  die hinsichtlich der Ein-
fuhrung von Elementen der Vorsorge und der Erkennbarkeit von Gefahrenla-
gen, aber auch bei den Standardbefugnissen auszumachen sind. Daneben ist die 
Polizei nach Maßgabe der Strafprozeßordnung  für die Verfolgung von Strafta-
ten zuständig (Punkt B.I.). Bei den Befugnissen zur Verfolgung begangener 
Straftaten unterscheiden sich die Systematik der Strafprozeßordnung  und die 
Struktur der Regelungen von den Polizeigesetzen (Punkt B.II.). Danach können 
Unterschiede und Interdependenzen zwischen Gefahrenabwehr  und Strafverfol-
gung festgehalten werden (Punkt C.). Al l dies bietet eine Basis für das Ver-
ständnis der Novellierungen der Polizeigesetze. 

Das zweite Kapitel wird sich mit den Erweiterungen der polizeilichen Auf-
gaben und Befugnisse befassen. Zu den Hintergründen gehören auf gesell-
schaftlicher Ebene die Semantik der Risikogesellschaft, auf Kriminalitätsebene 
die Veränderungen der Kriminalitätsformen,  auf Informationsebene die Tech-
nisierung und Vergesetzlichung im Bereich der Informations- und Datenverar-
beitung und auf der Ebene der Polizei die auf diese Entwicklung reagierenden 
oder darauf ausgerichteten Konzeptionen (Punkt Α.). Der nächste Abschnitt 
geht der in den Polizeigesetzen neu geregelten Aufgaben der Verhütung und der 
Vorsorge für die Verfolgung von Straftaten nach (Punkt B.I.). Die Erweiterun-
gen polizeilicher Befugnisse gliedern sich in Ermächtigungen zur Datenerhe-
bung und zum Einsatz bestimmter Ermittlungsmethoden, Befugnisse zur Infor-
mations· und Datenverarbeitung sowie Empfangs- und Übermittlungsbefugnis-
se. Bei deren Analyse sollen vor allem die neuen Elemente und Strukturmerk-
male herausgearbeitet werden (Punkt B.II.). Daran anschließend werden die 

2 Albers 


